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Die kommunalen Wohnungs-
gesellschaften in Deutsch-

land verfügen über einen 
-

stark gestiegenen Immobilien-

den Verkauf dieser Wohnungen 
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Sicherungen und Rechte und 

-
-
-

-

der DStGB ein. Eine vom In-
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Heikler Vorschlag zur Entschuldung
Schuldenabbau durch Privatisierung kommunaler Wohnungen

(BS/lkm) Mit einem Verkauf von kommunalen Wohnungen könnten sich zahlreiche Kommunen auf einen Schlag entschulden oder ihre Schulden 
deutlich abbauen. In einer aktuellen Studie legt das IW Köln Kommunen nahe, daher über einen Verkauf nachzudenken. Mittel für Investitionen 
in die Sanierung von Schulen, die Einrichtung von Kitas, den Erhalt und Ausbau des ÖPNV oder auch die Feuerwehr und die Polizei könnten so 
freigesetzt werden. Der Deutsche Städte und Gemeindebund (DStGB) warnt jedoch vor Risiken bei der Privatisierung kommunaler Wohnungen. 
Auch der Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen (GdW) sieht den Vorschlag des IW Köln kritisch.

Dresden erhielt mit dem Verkauf der WOBA Dresden GmbH 981,7 Millionen 
Euro netto und wurde damit als erste deutsche Großstadt schuldenfrei. Der 
DStGB warnt jedoch, dass in Städten mit angespannter wohnungspolitischer 
Lage ein Verkauf kommunaler Wohnungen ein erhebliches Risiko für einkom-
mensschwache Haushalte berge. Foto: BS/credit_00, cc by nd 2.0, flickr.com
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Im Rahmen der 200. Verglei-
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her die Aufgaben und Prozesse 
zur Wahrung der Informations-
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Schutz vor Datenverlust sorg-
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IT-Sicherheit allein durch 
Geld?

Sicherheitsbeauftragten be-
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tür als Serverstandort. In einer 

Serverraum Verpackungs- und 
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gelagert. Durch relativ einfache 
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nicht als Entschuldigung ge-

Lesen Sie mehr zum Thema 
“IT-Sicherheit” im Kommunal-
bericht 2017, Hessischer Land-
tag, Drucksache 19/5336 vom 
28. November 2017, S. 278 ff.

Mehr zu den Themen IT-Si-
cherheit und Cyber Crime in der 

Sie auch auf den Seiten 40 bis 
50 in dieser Ausgabe des Behör-
den Spiegel.

Eine Firewall schützt nicht vor Feuer!
von Dr. Ulrich Keilmann

Dr. Ulrich Keil-
mann leitet die 
Abteilung Über-
örtliche Prüfung 
kommunaler 
Körperschaften 

beim Hessischen Rechnungshof 
in Darmstadt. Foto: BS/privat

“IT-Sicherheit”

Straßenausbaubeiträge in Hessen
Freiwillige Erhebung in Kommunen geplant

(BS/lkm) Kommunen in Hessen sollen in Zukunft selbst darüber entscheiden, ob sie Beiträge für den Stra-
ßenausbau von ihren Bürgern erheben. Darauf haben sich die Landtagsfraktionen von CDU, Grünen und FDP 
verständigt. Noch im Mai soll darüber im Landtag beraten werden. Der SPD geht der Vorschlag jedoch nicht 
weit genug. Sie will die komplette Abschaffung der Beiträge.


